
Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Schmitz und die Richter Römer, Dr. Schlichting, 
Seiffert und Wendt auf die mündliche Verhandlung vom 15. Dezember 
1999

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
8. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Nürnberg vom 
17. September 1998 im Kostenpunkt und insoweit auf­
gehoben, als die Beklagte zur Zahlung von mehr als 
27.521,33 DM nebst 4% Zinsen seit 31. Mai 1994 ver­
urteilt worden ist.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten des Revisionsverfahrens, an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Leistungen aus einer Unfall­
versicherung in Anspruch (Invaliditätsentschädigung nach einer Versi­
cherungssumme von 158.000 DM, Krankenhaustagegeld und Gene-



sungsgeld für je 11 Tage in Höhe von 81 DM pro Tag). Dem Vertrag lie­
gen die Allgemeinen Unfallversicherungs-Bedingungen (AUB 61) mit ei­
ner progressiven Invaliditätsstaffel zugrunde. Nach dieser berechnet 
sich die Invaliditätsentschädigung bei einem 25%, nicht aber 50% über­
steigenden Invaliditätsgrad nach der doppelten Versicherungssumme.

Am 5. Mai 1993 prallte die Klägerin beim Squashspielen mit der 
rechten Schulter und dem Kopf gegen die Wand. Dadurch kam es zu ei­
ner Bandscheibenruptur im Bereich der Halswirbelsäule und als Folge 
davon zu einer dauernden Gebrauchsbeeinträchtigung des ganzen lin­
ken Arms von 50%. Daraus ergibt sich nach der Gliedertaxe des § 8 II 
(2) a AUB 61 ein Invaliditätsgrad von 35%. Ihren Beruf als Masseurin hat 
die Klägerin aufgegeben. Die Parteien streiten jetzt noch darum, in wel­
chem Umfang eine degenerative Vorschädigung der Halswirbelsäule bei 
der Höhe der geltend gemachten Ansprüche zu berücksichtigen ist. Die 
Beklagte meint, bei der Invaliditätsentschädigung sei nach § 10 (4) AUB 
61 eine Vorinvalidität von 10% abzuziehen. Die deshalb nach einem In­
validitätsgrad von 25% zu bemessende Entschädigung und die übrigen 
Leistungen seien nach § 10 (1) AUB 61 um einen auf die Vorschädigung 
entfallenden Mitwirkungsanteil von einem Drittel zu kürzen.

Das Landgericht gab der Klage teilweise statt. Die mit einer Kla­
geerhöhung auf 104.482 DM verbundene Berufung der Klägerin hatte 
Erfolg. Die mit dem Ziel der Klagabweisung eingelegte Berufung der Be­
klagten wurde zurückgewiesen. Mit der Revision erstrebt die Beklagte 
die Abweisung der Klage, soweit sie zur Zahlung von mehr als 
27.521,33 DM nebst 4% Zinsen seit 31. Mai 1994 verurteilt worden ist.



Entscheidunqsaründe:

Die Revision der Beklagten führt im beantragten Umfang zur Auf­
hebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache 
an das Berufungsgericht.

Das Berufungsgericht hat von der zugrunde gelegten Gesamtinva­
lidität keinen Abzug wegen Vorinvalidität nach § 10 (4) AUB 61 und kei­
ne Kürzung der Leistungen nach § 10 (1) AUB 61 vorgenommen. Beides 
wird von der Revision zu Recht beanstandet. Außerdem hat das Beru­
fungsgericht die progressive Invaliditätsstaffel falsch angewendet.

1. Nach den bisherigen Feststellungen kann ein Abzug wegen Vor­
invalidität nach § 10 (4) AUB 61 nicht verneint werden.

a) Das Berufungsgericht, das keinen Beweis erhoben hat, hat sich 
nicht hinreichend mit den im Verfahren vor dem Landgericht erstatteten 
Gutachten der Sachverständigen Dr. L. auseinandergesetzt. Diese 
kommt in ihrem schriftlichen Gutachten vom August 1997 zu dem Ergeb­
nis, bei der Klägerin habe vor dem Unfall aufgrund einer degenerativen 
Schädigung der Halswirbelsäule eine dauerhafte Minderung der Er­
werbsfähigkeit ("MdE") von 10% Vorgelegen. In der mündlichen Ver­
handlung hat sie ausgeführt, die Gebrauchsfähigkeit des linken Arms bis 
zum Schultergelenk sei zur Hälfte beeinträchtigt, woraus sich nach der 
Gliedertaxe ein Invaliditätsgrad von 35% ergebe. Ein Drittel davon sei 
als Vorschädigung anzurechnen. Insgesamt sei eine "MdE" von 30% an­
zunehmen, wovon 10 Prozentpunkte auf die Vorschädigung entfielen.
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Auf diese Feststellungen der Sachverständigen ist das Berufungsgericht 
bei den Ausführungen zu § 10 (4) AUB 61 nicht eingegangen.

b) Eine abschließende Beurteilung dieser Frage ist erst nach wei­
terer Sachaufklärung möglich. Die Äußerungen der Sachverständigen 
zur Gesamtinvalidität von 30% und der Vorinvalidität sind widersprüch­
lich, zumindest unklar. Ihnen ist nicht zu entnehmen, ob die "MdE" von 
30% den Dauerschaden am linken Arm einschließt. Das wäre nicht rich­
tig. Die Gebrauchsbeeinträchtigung des Arms zu 50% ist nach der Glie­
dertaxe gemäß § 8 II (2) a, (3) AUB 61 zu bemessen und ergibt allein 
schon einen Invaliditätsgrad von 35%. Dem wäre eine daneben beste­
hende dauernde Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit (§ 8 II (5) AUB 61 
und nicht, wie im Beweisbeschluß des Landgerichts und dem Gutachten 
offenbar zugrunde gelegt, der normalen Leistungsfähigkeit im Sinne von 
§ 7 I (2) c AUB 88) durch chronische Schmerzen im Bereich der Halswir­
belsäule und des Kopfes hinzuzurechnen (vgl. zur Ermittlung der Invali­
ditätsentschädigung in einem solchen Fall BGH, Urteil vom 17. Oktober 
1990 - IV ZR 178/89 - VersR 1991, 57 unter 3). Die Sachverständige hat 
solche Beeinträchtigungen ersichtlich in ihre Beurteilung einbezogen. 
Allerdings wird nicht deutlich, ob allein diese eine "MdE" von 30% erge­
ben und ob sich die Vorinvalidität nur darauf bezieht. Daß auch die Ge­
brauchsfähigkeit des linken Arms vor dem Unfall dauerhaft einge­
schränkt war, läßt sich den Ausführungen der Sachverständigen nicht 
hinreichend entnehmen. Im schriftlichen Gutachten sind solche Ein­
schränkungen nicht beschrieben. Im mündlichen Gutachten ist zwar von 
einer Vorschädigung des linken Arms von einem Drittel die Rede. Aus 
dem Zusammenhang mit dem schriftlichen Gutachten ergibt sich aber,
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daß damit gemeint sein soll, die degenerative Vorschädigung der Hals­
wirbelsäule habe bei der nach dem Unfall eingetretenen hälftigen Ge­
brauchsunfähigkeit des linken Arms zu einem Drittel mitgewirkt. Wie dies 
zu beurteilen wäre, ist nicht in § 10 (4), sondern in § 10 (1) AUB 61 ge­
regelt.

Wenn sich nicht feststellen läßt, daß die Gebrauchsfähigkeit des 
linken Arms vor dem Unfall dauerhaft eingeschränkt war, ist ein Abzug 
nach § 10 (4) AUB 61 nicht möglich. Denn die Klägerin stützt ihren An­
spruch nur auf die nach der Gliedertaxe zu bemessende teilweise Ge­
brauchsunfähigkeit des linken Arms und nicht auf sonstige Beeinträchti­
gungen der Arbeitsfähigkeit aufgrund der unfallbedingten Schädigung 
der Halswirbelsäule.

2. Auch eine Kürzung der Leistungen gemäß § 10 (1) AUB 61 
kommt in Betracht. Nach dieser Bestimmung ist, wenn bei den Unfallfol­
gen Krankheiten oder Gebrechen mitgewirkt haben, die Leistung ent­
sprechend dem Anteil der Krankheit oder des Gebrechens zu kürzen, 
sofern dieser Anteil mindestens 25% beträgt.

a) Das Berufungsgericht hat eine Kürzung abgelehnt, weil der von 
ihm angenommene Mitwirkungsanteil von einem Drittel die Grenze von 
25% nicht erreiche. Ausgehend von dem in der Gliedertaxe für den Ver­
lust eines ganzen Arms enthaltenen Invaliditätsgrad von 70% ergebe die 
Mitwirkung von einem Drittel nur 23,33%. Noch deutlicher werde die 
Grenzunterschreitung in bezug auf den begutachteten Invaliditätsgrad 
von 35%.



b) aa) Dies beruht auf einem fehlerhaften Verständnis der Rege­
lung des § 10 (1) AUB 61. Danach kommt es nicht auf eine prozentuale 
Minderung des nach § 8 (2) bis (5) AUB 61 denkbaren oder des tatsäch­
lich vorhandenen Invaliditätsgrades an. Ausgangspunkt ist vielmehr die 
Versicherungsleistung, die nach Abzug einer etwaigen Vorinvalidität ge­
mäß § 10 (4) AUB 61 dem festgestellten Invaliditätsgrad entspricht. Bei 
Vereinbarung einer progressiven Invaliditätsstaffel ist die Leistung dem­
entsprechend zu bemessen. Die so ermittelte Leistung ist um den Anteil 
zu kürzen, der auf mitwirkende Krankheiten oder Gebrechen entfällt (vgl. 
dazu OLG Saarbrücken VersR 1998, 836 unter 2 b).

bb) Nach den Ausführungen der Sachverständigen ist die teilweise 
Gebrauchsunfähigkeit des linken Arms auf zwei Ursachen zurückzufüh­
ren, auf das Unfallereignis und die das normale Maß übersteigende we­
sentliche degenerative Vorschädigung der Halswirbelsäule. Nur durch 
das Zusammenwirken beider Umstände sei es zu der Bandscheibenrup­
tur und der dadurch verursachten dauernden Gebrauchsbeeinträchtigung 
des Arms gekommen.

Daraus entnimmt die Klägerin, die Vorschädigung habe nicht oder 
nur zu einem geringen Teil bei der Invalidität als Unfallfolge mitgewirkt, 
sondern - jedenfalls in erster Linie - bei der Unfallverletzung selbst. Die­
se falle nicht unter den Begriff der Unfallfolgen im Sinne von § 10 (1) 
AUB 61.

cc) Die Klägerin kann sich für ihre Auffassung auf Grimm berufen 
(AUB 1. Aufl. § 10 Rdn. 1-7, anders wohl 2. Aufl. § 8 Rdn. 5 und 6). Er



hat in der ersten Auflage die Ansicht vertreten, eine Kürzung sei ausge­
schlossen, wenn bei einem Unfall eine Krankheit oder ein Gebrechen die 
Gesundheitsschädigung im Sinne der Unfalldefinition des § 2 (1) AUB 61 
ermöglicht oder verstärkt habe. Die übrige Literatur und die Rechtspre­
chung der Oberlandesgerichte zählen zu den Unfallfolgen auch die Ge­
sundheitsschädigung im Sinne des Unfallbegriffs, also die Unfallereig­
nisfolge (u.a. Wussow/Pürckhauer, AUB 5. Aufl. §10 Anm. 1 und 2, 
6. Aufl. § 8 Rdn. 11; Knappmann in Prölss/Martin, VVG 26. Aufl. § 8 AUB 
88 Rdn. 1 und 2; OLG Saarbrücken aaO vor 1 und unter 2 b; OLG Düs­
seldorf VersR 1997, 174 unter 5; OLG Schleswig VersR 1995, 825 unter 
2; OLG Braunschweig VersR 1995, 823 ff.).

Der Bundesgerichtshof hat bisher nur entschieden, daß eine Mit­
wirkung von Krankheiten und Gebrechen beim Unfallereignis selbst nach 
§10 (1) AUB 61 außer Betracht bleibt (Senatsurteil vom 7. Juni 1989 
- IVa ZR 137/88 - VersR 1989, 902 f.). Ob dies auch für die Gesund­
heitsschädigung im Sinne des Unfallbegriffs gilt, hat er in diesem Urteil 
und den Urteilen vom 19. Dezember 1990 (IV ZR 255/89, NJW-RR 1991, 
539), vom 23. November 1988 (IVa ZR 38/88, VersR 1989, 73) und vom 
19. April 1972 (IV ZR 50/71, VersR 1972, 582) nicht entschieden.

dd) § 10 (1) AUB 61 ist dahingehend auszulegen, daß eine Lei­
stungskürzung auch insoweit vorzunehmen ist, als Krankheiten und Ge­
brechen bei der Gesundheitsschädigung im Sinne von §2 (1) AUB 61 
mitgewirkt haben. Schon die (erste) Gesundheitsschädigung ist eine 
Unfallfolge im Sinne von § 10 (1) AUB 61.



Der durchschnittliche Versicherungsnehmer, auf dessen Verständ­
nis es bei der Auslegung Allgemeiner Versicherungsbedingungen an­
kommt (BGHZ 123, 83, 85), wird bei natürlicher Betrachtung zu den Un­
fallfolgen alle Verletzungen seines Körpers und alle weiteren Gesund­
heitsschäden rechnen, die durch das Unfallereignis herbeigeführt wor­
den sind. Ihm ist wohl geläufig, daß es Unfallfolgen unterschiedlicher Art 
gibt, etwa vorübergehende und dauernde Folgen, sofort und erst später 
eintretende Folgen. Daß die durch das Unfallereignis sofort bewirkte er­
ste Beeinträchtigung seiner körperlichen Unversehrtheit keine Unfallfol­
ge sein soll, wird ihm mit Recht lebensfremd und gekünstelt erscheinen, 
insbesondere dann, wenn das Unfallereignis sogleich zu einem Dauer­
schaden (z.B. dem Verlust eines Körpergliedes) führt.

Dem entspricht es, daß der durch § 1 AUB 61 gewährte Versiche­
rungsschutz gegen die Folgen von Unfällen nach allgemeiner Auffassung 
die (erste) Gesundheitsschädigung mit umfaßt. So kommt es für die Lei­
stungspflicht wegen Invalidität nach § 8 II AUB 61, die einen dauernden 
Gesundheitsschaden voraussetzt (BGHZ 130, 171, 177 f.), darauf an, ob 
dieser Gesundheitsschaden Folge des Unfallereignisses ist (vgl. BGH, 
Urteile vom 8. Juli 1981 - IVa ZR 192/80 - VersR 1981,1151 unter 111; 
vom 4. April 1984 - IVa ZR 17/83 - VersR 1984, 576 unter I und vom 
6. November 1996 - IV ZR 215/95 - VersR 1997, 442 unter II; Wussow/ 
Pürckhauer, aaO 5. Aufl. § 2 Anm. 4 a.E.; Wagner in Bruck/Möller/ 
Wagner, VVG 8. Aufl. Bd. VI 1 G 7, 65, 309; Knappmann, aaO § 7 AUB 
88 Rdn. 2; Grimm, aaO 1. Aufl. § 8 Rdn. 19 und 2. Aufl. § 7 Rdn. 10 und 
11). Dann ist es naheliegend, unter Unfallfolgen im Sinne von § 10 (1) 
AUB 61 ebenfalls die Folgen des Unfallereignisses zu verstehen.
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Aus § 2 (1) AUB 61 kann nicht entnommen werden, daß die (erste) 
Gesundheitsschädigung keine Unfallfolge sein soll. Diese Bestimmung 
hat nicht die Funktion, die durch das Unfallereignis verursachten ge­
sundheitlichen Beeinträchtigungen im Hinblick auf das Leistungsver­
sprechen nach §§1,8 AUB 61 und seine Einschränkung nach § 10 AUB 
61 in eine erste Gesundheitsschädigung und weitere, danach eintreten­
de Gesundheitsschäden aufzuspalten. Der Begriff der Gesundheitsschä­
digung dient vielmehr nur der Definition des Versicherungsfalls (vgl. 
BGH, Urteil vom 23. September 1992 - IV ZR 157/91 - VersR 1992, 1503 
unter 1). Darauf weist auch die Überschrift "Unfallbegriff und Grenzfälle" 
von § 2 AUB 61 hin.

ee) Die Leistungskürzung nach § 10 (1) AUB 61 ist entsprechend 
dem Mitwirkungsanteil der Vorschädigung bei allen von der Klägerin 
geltend gemachten Leistungen vorzunehmen (vgl. Knappmann, aaO § 8 
AUB 88 Rdn. 1; Wussow/Pürckhauer, aaO 5. Aufl. § 10 Anm. 1).
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3. Bei der Ermittlung der Invaliditätsentschädigung für den 25% 
übersteigenden Invaliditätsgrad von 10% hat das Berufungsgericht nicht 
nur, wie es in der progressiven Invaliditätsstaffel vorgesehen ist, die 
doppelte Invaliditätsfallsumme zugrunde gelegt, sondern auch den Inva­
liditätsgrad auf 20% verdoppelt. Das führt zu einer nicht gerechtfertigten 
Vervierfachung der Leistung. Die entsprechende Berechnung der Kläge­
rin im Berufungsverfahren war nicht schlüssig, so daß es einer Bean­
standung durch die Beklagte nicht bedurfte.

Dr. Schmitz Römer Dr. Schlichting

Seiffert Wendt


